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Auf jeden Angriff ein Gegenangriff
Der Basler Grosse Rat fordert Lockerungen beim Wohnschutz. Doch der Mieterverband ist darauf vorbereitet.

Zara Zatti

Felix Rudolf von Rohr lebt zu-
sammen mit seiner Frau seit 50
Jahren in einer Siedlung an der
Gellertstrasse in Basel. Die Mo-
natsmieten liegen im Schnitt
zwischen 1200 und 1600 Fran-
ken. Die Siedlung, die in den
späten Vierzigerjahren erbaut
wurde, gehört Pax Asset Ma-
nagement und soll saniert wer-
den. In einem Beispiel soll der
Mietzins danach um 870 Fran-
ken steigen. Das Baugesuch für
die Sanierung wurde am 16. Mai
2022, also zwölf Tage vor In-
krafttreten des vom Stimmvolk
angenommenen Wohnschutz-
gesetzes, eingereicht. Gemäss
Rudolf von Rohr – ja, es handelt
sich in der Tat um den ehemali-
gen Obmann des Basler Fas-
nachts-Comités, alt CVP-Gross-
ratspräsidenten und Basiliensia-
Experten – wurden die Woh-
nungen zuvor Jahrzehnte lang
nicht gepflegt. «Wir werden
Leute haben, die sich das nicht
werden leisten können.»

Er ist eines von drei Mitglie-
dern des Mieterinnen- und Mie-
terverbands (MV),welchedieser
am Dienstag zum Medienge-
spräch eingeladen hat. Mit den
Gästen will der MV zwei Dinge
vor Augen führen: Wie schlimm
die Zustände vor der Revidie-
rungdesWohnraumfördergeset-
zeswaren–undwohinBaselGe-
fahr läuft, zurückzufallen. Der
Wohnschutz,deraufdie Initiati-
ve«JazumechtenWohnschutz»
zurückgeht, steht unter Druck.

HöhereMietzinsaufschläge
angekündigt
ImJuni2024überwiesderGros-
se Rat vier von fünf Motionen,
die den Wohnschutz wieder lo-
ckern wollen, an den Regie-
rungsrat. Der MV fürchtet, dass
die Regierung die Motionen auf
demVerordnungswegumsetzen
will, denn Verordnungen liegen
in der Kompetenz des Regie-
rungsrats. Sollten die Motionen
zu einer Anpassung im Wohn-
raumfördergesetz führen,behält
sich der Mieterverband vor, da-
gegendasReferendumzuergrei-
fen. Im August 2024 kündigte

Regierungspräsident Conradin
Cramer (LDP) an, die Wohn-
raumschutzverordnung im Ver-
laufe von 2025 lockern zu wol-
len. Konkret soll der Überwäl-
zungssatz «moderat» erhöht

werden, so Cramer. Je höher der
Überwälzungssatz, desto höher
der mögliche Mietzinsaufschlag
nach einer Sanierung.

Gemäss Bundesrecht kön-
nen bei umfassenden Sanierun-
gen50bis70ProzentderKosten
auf den Mietzins überwälzt wer-
den. Cramer sagte an seiner da-
maligenMedienkonferenzzwar,
so weit wolle er nicht gehen.
Doch der Mieterverband traut
ihm offenbar alles zu und wapp-
net sich sogar für den Fall, dass
mittels Verordnung ein Zustand
wie vor dem Wohnschutz wie-
derhergestellt werden könnte.

Solltedaspassieren, siehtder
Mieterverband drei Optionen,
um dagegen vorzugehen. Die
erste sieht vor, die angepasste
Verordnung erst einmal in Kraft
treten zu lassen, um diese dann
anhandeinesEinzelfallsaufdem
Gerichtsweg zu Fall zu bringen.
Die zweite beinhaltet, die Ver-

ordnung als Ganze und vor de-
ren Inkrafttreten mittels Gang
vor das Bundesgericht anzugrei-
fen. Die dritte Option wäre eine
Initiative.«Sie liegtbereits inder
Schublade», sagte MV-Vor-
standsmitglied Beat Leuthardt
am Mediengespräch.

Sollte sie tatsächlich aus der
Schublade kommen, dann will
der MV damit auch das Rück-
kehrrecht in sanierte Wohnun-
gen wieder einführen. Ein sol-
ches sei nicht vereinbar mit der
Basler Verfassung, urteilte das
Bundesgericht im Januar 2023.

VerbandzogBaslerUrteil
ansBundesgerichtweiter
Ebenfalls entgegen dem Sinn
des Mieterverbands steht ein
UrteildesBaslerVerwaltungsge-
richts,das imJanuar2025gefällt
wurde. Es betrifft Mieterinnen
und Mieter wie den eingangs er-
wähnten Felix Rudolf von Rohr.

Das Gericht kam darin zum
Schluss, dass auch Rekurse
gegen Baugesuche, die noch vor
Inkrafttreten des Wohnschutzes
eingereicht wurden, nach altem
Recht behandelt werden müs-
sen. Eine «Übergangsbestim-
mung» im Wohnraumförderge-
setz sollte Investorinnen und In-
vestoren strafen, die das
Wohnraumfördergesetz mit
einer raschen Baugesuchseinga-
be umgehen wollten.

Der Mieterverband hat das
Urteil des Verwaltungsgerichts
nunansBundesgerichtweiterge-
zogen, «auch wenn die Wahr-
scheinlichkeit zu gewinnen sehr
klein ist», wie Leuthardt selbst
sagt. Sollte das Bundesgericht
zumselbenSchlusskommenwie
die Vorinstanz, sieht der Mieter-
verband auch hier eine Möglich-
keit,die InitiativeausderSchub-
ladezuzücken.Auf jedenAngriff
ein Gegenangriff, so die Devise.

Schon damals in Kampfeslaune: Beat Leuthardt im Herbst 2021, als die Initiative «Ja zum echten Wohnschutz» angenommen wurde. Bild: ros

Schulkinder für
häusliche Gewalt
sensibilisieren

Prävention 2023 wurden in Ba-
sel-Stadt 654 Fälle häuslicher
GewaltbeiderPolizei angezeigt.
Kinder, die in betroffenen Haus-
halten leben,bekommendieGe-
walt mit, sind aber meist statis-
tischnichtalsOpfererfasst.Wo-
bei stets von einer hohen
Dunkelziffer auszugehen ist.
Darauf bezieht sich Grossrat
Beat Braun (FDP) in seiner Mo-
tion: «Im Rahmen des Pro-
gramms ‹Halt Gewalt› wurden
bereits Aktionen umgesetzt.
Doch Kinder fallen durch das
Raster.»BraunfordertdieBasler
Regierung auf, ein Präventions-
angebot zu häuslicher Gewalt in
Primar-undSekundarschulklas-
sen obligatorisch einzuführen.

Und erhält nun einen positi-
ven Bescheid: Die Regierung
will seine Motion als Anzug
überwiesen bekommen. Man
teile die Einschätzung, «dass es
in Bezug auf das Thema häusli-
che Gewalt notwendig ist, ein
obligatorisches Präventionspro-
gramm über alle Schulstufen
auszuarbeiten».

Massnahmenpaket
wirderarbeitet
Mit dem neuen Programm soll
auch ein zweiter Vorstoss erfüllt
werden:Alt-GrossrätinKarinSar-
torius-Brüschweiler (FDP)beauf-
tragte die Regierung damit, ein
Präventionsangebot in Primar-
undSekundarschule inBezugauf
sexualisierteGewaltauszuarbei-
ten.Diesessoll sowohldieSchul-
kinderalsauchdieLehrpersonen
und die Jugendpolizei miteinbe-
ziehen.LautRegierungwirdnun
eine interkantonaleArbeitsgrup-
pe eingesetzt.

Die politischen Vorstösse
stossen bei Urs Bucher, Leiter
der Basler Volksschulen, auf of-
fene Ohren. «Wir bereiten gera-
de ein umfassendes Massnah-
menpaket zu Prävention und
Gesundheit auf Primar- und Se-
kundarstufe vor», sagt er zur bz.
Darin sollen sämtliche Katego-
rien wie Bewegungs-, Verkehrs-
und Ernährungsprävention oder
physische und psychische Ge-
sundheit, aber auch sexualisier-
te und häusliche Gewalt thema-
tisiert werden. Das Paket soll
noch im Frühling der Regierung
vorgelegt werden. (sil)

«Dieneue
Initiative liegt
bereits inder
Schublade.»

BeatLeuthardt
Basler Mieterverband

Genossenschaft will den «Tell» retten
Die Liegenschaft an der Spalenvorstadt wird verkauft. Nun will eine Gruppierung das Haus erwerben und die Beiz weiterführen.

PatrickMarcolli

Karl Linder klingt am Telefon
fröhlich-aufgekratzt. Soeben ist
er zusammen mit den beiden
Mitstreiterinnen Susanna Ber-
ger und Rebecca Scherrer mit
seinem jüngsten Anliegen an die
Öffentlichkeit gelangt. Er, der in
letzter Zeit vor allem als Kämp-
fer gegen den Wohnschutz in
der Stadt eine mediale Promi-
nenz erlangt hat, möchte eine
Genossenschaft gründen und
eine Liegenschaft an der Spalen-
vorstadt erwerben.

Das im Jahr des grossen Erd-
bebens von 1356 erstmals er-
wähnte Haus mit der Nummer
38 beherbergt neben einer klei-

nen Wohnung hauptsächlich
das stadtbekannte Lokal «Zum
Tell». Die aktuelle Hauseigen-
tümerschaft, ein älteres Paar
aus Basel, möchte sich davon
trennen und hat die Liegen-
schaft zum Verkauf ausschrei-
ben lassen.

Den entsprechenden Auf-
trag hat die Immo-Firma Holi-
mob übernommen. Deren Ge-
schäftsleitungsmitglied Fabian
Halmer bestätigt gegenüber die-
ser Zeitung, dass die Eigentü-
mer mit der Gruppe um Karl
Linder in Kontakt stünden. Lin-
der & Co. hätten bis Ende März
Zeit, das für den Liegenschafts-
erwerb notwendige Kapital zu
beschaffen.

Das Ehepaar sei daran interes-
siert, dass das Restaurant erhal-
ten werde, sagt Halmer zur bz.
Über den Verkaufspreis sei Still-
schweigen vereinbart worden.
Er sei jedoch, den Gastro-Plä-
nen, der möglichen Genossen-
schaft und dem Zustand des
Hauses zufolge, «vernünftig
ausgestaltet».

HälftedesKapitals ist
beisammen
Für Karl Linder und seine Mit-
streiterinnen geht es nun darum,
dasnötigeEigenkapitalvonrund
500’000 Franken in Form von
Anteilscheinen über jeweils
10’000 Franken zusammenzu-
bringen. Die Hälfte des verein-

bartenKaufpreiseshatdieGrup-
pe schon beisammen. Linder hat
zwarRespektvorderAufgabe,die
ihn in den kommenden Wochen
erwartet. Er zeigt sich jedoch zu-
versichtlich, das Ziel bis Ende
März erreichen zu können.

Mit dem jetzigen Pächter,
dem Gastronom Andreas Ca-
vegn, der den «Tell» seit zehn
Jahren führt, sei man im Ge-
spräch, sagt Linder. Er werde
sich gegen Ende Jahr aus Alters-
gründen zurückziehen und sei-
ne Nachfolge selbst regeln.

Sicher sei aber: Das Restau-
rant Tell solle weitestgehend so
bleiben, wie es heute ist und
ganz im heutigen Sinne weiter-
geführt werden.

Es soll erhalten bleiben: Das Restaurant Zum Tell an der Spalenvor-
stadt. Bild: Kenneth Nars


